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Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen  
VI BA  
Tel.: 90139-4380 
 
 
 
 
 
An das  
 
Abgeordnetenhaus von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen – 
 
V o r l a g e 
 
- zur Kenntnisnahme - 
gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 
über eine Verordnung über die Abgabe von bauaufsichtlichen Widerspruchsverfahren 
(Widerspruchsabgabeverordnung Bau – WiAbgBauV) 
 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, 
dass die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen die nachstehende 
Verordnung erlassen hat: 
 

Verordnung  
über die Abgabe von bauaufsichtlichen Widerspruchsverfahren – 

(Widerspruchsabgabeverordnung Bau – WiAbgBauV) 
 
 

Vom 11.09.2024 
 

Auf Grund des § 86 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 der Bauordnung für Berlin vom 29. 
September 2005 (GVBl. S. 495), die zuletzt durch Gesetz vom 20. Dezember 2023 
(GVBl. S. 472) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 
Bauen und Wohnen: 
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§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Diese Verordnung gilt für bauaufsichtliche Widerspruchsverfahren, bei denen die für das 
Bauwesen zuständige Senatsverwaltung als Widerspruchsbehörde gemäß § 88 der 
Bauordnung für Berlin für den Erlass des Widerspruchsbescheides zuständig ist.  
 

§ 2 
Abhilfe- und Abgabefrist 

 
(1) Die Bauherrin oder der Bauherr kann frühestens einen Monat nach Erhebung des 
Widerspruchs schriftlich oder elektronisch gegenüber der Bezirksverwaltung erklären, 
dass die Bescheidung des  Widerspruchsbegehrt wird (Aufforderung). Reicht die 
Bauherrin oder der Bauherr eine Begründung zum Widerspruch nach, kann die 
Aufforderung frühestens einen Monat nach Eingang der vollständigen Begründung bei der 
Bezirksverwaltung erfolgen. Die Bauherrin oder der Bauherr soll die 
Widerspruchsbehörde über die erfolgte Aufforderung der Bezirksverwaltung informieren. 
 
(2) Die Bezirksverwaltung ist verpflichtet, binnen eines Monats nach Ablauf der Frist nach 
Absatz 1 eine Abhilfeentscheidung gemäß § 72 der Verwaltungsgerichtsordnung zu 
treffen oder anderenfalls das Verfahren an die Widerspruchsbehörde abzugeben, es sei 
denn die Frist wird gemäß Absatz 3 verlängert. 
 
(3) Ist die Bezirksverwaltung an der Einhaltung der Frist nach Absatz 2 gehindert, hat sie 
dies der Widerspruchsbehörde spätestens eine Woche vor Fristablauf in Textform 
mitzuteilen und unter Angabe eines Grundes um eine Verlängerung der Frist zu ersuchen. 
Liegt ein zureichender Grund für die Nichteinhaltung der Frist nach Absatz 2 vor, 
verlängert die Widerspruchsbehörde die Frist um einen weiteren Monat. Die 
Widerspruchsbehörde benachrichtigt die Bezirksverwaltung und die Bauherrin oder den 
Bauherrn von der Fristverlängerung unter Mitteilung des Zeitpunkts des Fristablaufs. 
 
 
 

§ 3 
Abgabe 

 
(1) Hilft die Bezirksverwaltung dem Widerspruch nicht innerhalb der Frist gemäß § 2 
Absätze 2 und 3 ab, geht die Zuständigkeit auf die Widerspruchbehörde über, ohne dass 
es einer Nichtabhilfeentscheidung der Bezirksverwaltung bedarf. Die Bezirksverwaltung ist 
in diesem Fall verpflichtet, die Unterlagen und Akten binnen einer Woche nach dem 
Übergang unaufgefordert der Widerspruchsbehörde zur Entscheidung zu übersenden. § 7 
Absatz 2 des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes bleibt unberührt. 
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(2) Die Widerspruchsbehörde benachrichtigt die Bezirksverwaltung und die Bauherrin 
oder den Bauherrn über das Verstreichen der Frist und die Abgabe.  
 
  
 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
 

 
 
  



4 
 

 
A. Begründung: 
 
a) Allgemeines: 
 
Die vorliegende Regelung soll den rechtsstaatlichen Anspruch eines Antragstellers im 
bauaufsichtlichen Verfahren auf Bescheidung durch die Behörde absichern. Damit dient 
sie zum einen der Schaffung von Rechtsklarheit und der Beschleunigung des Verfahrens. 
Zum anderen stellt sie darüber hinaus auch sicher, dass die Rechtsweggarantie des Art. 
19 Absatz 4 des Grundgesetzes nicht dadurch verkürzt wird, dass durch die zuständigen 
Behörden über einen längeren Zeitraum keine vor dem Verwaltungsgericht angreifbare 
Entscheidung ergeht. Sie dient mithin der Sicherstellung eines rechtsstaatlichen 
Grundsätzen genügenden Verwaltungshandelns. 
 
 
b) Einzelbegründung: 
 
Zu § 1: 
 
Voraussetzung für die Anwendbarkeit ist allein  eine nach § 88 der Bauordnung für Berlin 
(BauO Bln) bestehende Zuständigkeit der für das Bauwesen zuständigen 
Senatsverwaltung für den Erlass des Widerspruchsbescheides. Damit sind jegliche im 
bauaufsichtlichen Verfahren (5. Teil der BauO Bln) ergehende Verwaltungsakte (insb. 
Abweichungen nach § 67 BauO Bln, Vorbescheide nach § 75 BauO, planungsrechtliche 
Bescheide nach § 75 BauO, Baugenehmigungen nach §§ 71, 74 BauO Bln sowie 
bauaufsichtliche Eingriffsmaßnahmen nach §§ 79, 80 Sätze 1 und 2 BauO Bln) umfasst.  
 
 
Zu § 2 Absatz 1: 
Diese Vorschriften legen den für § 2 Absatz 2 maßgeblichen Fristbeginn fest.  
Die Frist beginnt nach Satz 1, wenn die Behörde nach Ablauf eines Monats nach 
Erhebung des Widerspruchs eine Aufforderung der Bauherrin oder des Bauherrn 
betreffend die Entscheidung über den Widerspruch erhalten hat. Sie beginnt mithin nicht 
schon mit der Einlegung des Widerspruchs selbst, sondern hat den Ablauf eines Monats 
und eine entsprechende Mitteilung des Bauherrn oder der Bauherrin zur Voraussetzung. 
Hierdurch wird eine längere Bearbeitungszeit im Bezirk ermöglicht, etwa um durch 
Umplanungen einen positiven Bescheid zu erlangen. Die Verordnung soll nur dann eine 
Übergabe an die Senatsverwaltung bewirken, wenn der Bauherr seinerseits Alles getan 
hat, um die Abhilfe zu ermöglichen und trotzdem über einen längeren Zeitraum das 
Verfahren nicht abgegeben wird. 
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Satz 2 dient der Klarstellung, dass die Frist für die Ausgangsbehörde nicht schon dann zu 
laufen beginnt, wenn der Widerspruch fristwahrend (§ 74 Verwaltungsgerichtsordnung - 
VwGO) bei der Widerspruchsbehörde erhoben wird (§ 70 Absatz 1 Satz 2 VwGO).  
 
 
Zu § 2 Absatz 2: 
Durch diese Vorschrift wird die Ausgangsbehörde verpflichtet, nach dem in Absatz 1 
näher bestimmten Zeitpunkt binnen Monatsfrist zu reagieren. Diese Reaktion besteht 
entweder darin, dass sie dem Widerspruch nach § 72 VwGO abhilft oder aber, wenn sie 
ihm nicht abhilft, das Verfahren zur Entscheidung an die Widerspruchsbehörde abgibt. 
Auch die Nichtabhilfeentscheidung und sodann die Abgabe des Verfahrens ist dabei 
innerhalb der Monatsfrist zu vollziehen. 
Der Anwendungsbereich des § 2 und somit auch der nachfolgenden Regelungen, der in § 
1 generell definiert wird, wird hier auf solche Widersprüche beschränkt, die durch den 
Bauherrn oder die Bauherrin eingelegt werden. Damit sind Nachbarwidersprüche von den 
hier geregelten Verfahrensfristen nicht erfasst. 
 
Zu § 2 Absatz 3: 
Die Fristverlängerung in Absatz 3 dient dazu, Belastungsspitzen bei den 
Bezirksverwaltungen aufzufangen. Das Bezirksamt wird in die Lage versetzt, die Frist 
einmalig zu verlängern, wenn es ausreichende Gründe für eine Verhinderung der 
rechtzeitigen Entscheidung vorbringt. Wie aus der Formulierung hervorgeht, soll die 
Fristverlängerung die Ausnahme von der Regel darstellen, zudem geht es um spezifische 
Überlastungssituationen, die nur ausnahmsweise vorliegen sollten, zumal die Behörde 
sich vor Erlass des Ausgangsbescheids umfassen mit dem Vorhaben auseinandergesetzt 
hat. Eine generelle personalmäßige Überlastung soll als Grund für eine Fristverlängerung 
nicht ausreichen. Diese Situation muss sich auch in der Angabe von „entsprechenden“ 
Gründen widerspiegeln. Die Mitteilung des Zeitpunkts des Fristablaufs soll im Sinne des 
Verordnungszwecks nach § 1 zur Rechtsklarheit beitragen. 
 
 
Zu § 3: 
Es erscheint zweckmäßig, nach Fristablauf eine Nichtabhilfeentscheidung des Bezirksamts  
zu fingieren und den Übergang des Verfahrens auf die Senatsverwaltung zu regeln. Bezirk 
und Bauherrschaft sind hierüber zweckmäßigerweise zu informieren. 
 
Zu § 4: 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. Sie soll zeitversetzt in Kraft treten, 
damit die Bezirke und die Bauherrschaft Gelegenheit erhalten, Abhilfen zu ermöglichen. 
Hierdurch wird vermieden, dass die Widerspruchsbehörde mit Inkrafttreten der 
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Verordnung eine Vielzahl offener Verfahren übernehmen muss, was vorübergehend zu 
Zeitverzögerungen führen würde. 
 
 
 
B. Rechtsgrundlage 
§ 86 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 der Bauordnung von Berlin vom 29. September 2005 
(GVBl. S. 495), die zuletzt durch Gesetz vom 20. Dezember 2023 (GVBl. S. 472) geändert 
worden ist 
 
C.  Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und / oder Wirtschaftsunternehmen 
Keine 
 
D. Gesamtkosten 
Keine 
 
E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg  
Keine 
 
F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung   
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: Keine 
b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen:  Keine 
 
 
Berlin, den 11.09.2024 
 
 
G a e b l e r 
...............................................
Senator für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen  
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 Anlage zur Vorlage an 
das Abgeordnetenhaus 

 
 
 
 
I. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 
 

Bauordnung für Berlin 
vom 29. September 2005 (GVBl. S. 495), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. 

Dezember 2023 (GVBl. S. 472)  
 
 
 

§ 67 
Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde soll Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und 
auf Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter 
Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der 
öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, 
insbesondere den Anforderungen des § 3 Satz 1, vereinbar sind. Dies gilt insbesondere 
für 
 
1. Vorhaben, die der Weiternutzung bestehender Gebäude dienen, 
 
2. Vorhaben zur Energieeinsparung und Nutzung erneuerbarer Energien oder 
 
3. Vorhaben zur Erprobung neuer Bau- und Wohnformen. 
 
§ 86a Absatz 1 Satz 4 bleibt unberührt. Der Zulassung einer Abweichung bedarf es nicht, 
wenn bautechnische Nachweise bauaufsichtlich geprüft werden, es sei denn, öffentlich-
rechtlich geschützte nachbarliche Belange werden berührt. 
 
(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen 
nach § 31 des Baugesetzbuchs, von Ausnahmen nach § 14 Abs. 2 des Baugesetzbuchs, 
von Abweichungen, die eine Ermessensentscheidung nach der Baunutzungsverordnung 
verlangen, sowie von Ausnahmen nach anderen Rechtsverordnungen ist gesondert zu 
beantragen; der Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die keiner Genehmigung 
bedürfen, sowie für Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht 
geprüft werden, gilt Satz 1 entsprechend. Es gelten die §§ 68, 69 Absatz 1 bis 3, 70 bis 
73 entsprechend. § 212a Absatz 1 des Baugesetzbuchs findet Anwendung. 
 



8 
 

(3) Ist eine Abweichung, Ausnahme oder Befreiung unter Bedingungen, befristet oder 
unter dem Vorbehalt des Widerrufs zugelassen worden, so ist die Genehmigung 
entsprechend einzuschränken. 
 
 

§ 71 
Baugenehmigung 

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine öffentlich-
rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die im bauaufsichtlichen 
Genehmigungsverfahren zu prüfen sind. Die durch eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
ermittelten, beschriebenen und bewerteten Umweltauswirkungen sind nach Maßgabe der 
hierfür geltenden Vorschriften zu berücksichtigen. Die Bauaufsichtsbehörde darf den 
Bauantrag ablehnen, wenn das Bauvorhaben gegen sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften verstößt. 
 
(2) Die Baugenehmigung ist nur insoweit zu begründen als Abweichungen, Ausnahmen 
oder Befreiungen von nachbarschützenden Vorschriften zugelassen werden und die 
Nachbarin oder der Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2 zugestimmt hat. 
 
(3) Die Baugenehmigung kann unter Auflagen, Bedingungen und dem Vorbehalt der 
nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage sowie befristet erteilt 
werden. Nachträge zur Baugenehmigung sind nach den bauordnungsrechtlichen 
Vorschriften zu beurteilen, die zum Zeitpunkt der Erteilung der Baugenehmigung galten; 
die nach der Erteilung der Baugenehmigung geltenden bauordnungsrechtlichen 
Vorschriften sind jedoch anzuwenden, soweit diese für die Bauherrin oder den Bauherrn 
günstiger sind. 
 
(4) Die Baugenehmigung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt. 
 
 

§ 74 
Teilbaugenehmigung 

Ist ein Bauantrag eingereicht, so kann der Beginn der Bauarbeiten für die Baugrube und 
für einzelne Bauteile oder Bauabschnitte auf Antrag schon vor Erteilung der 
Baugenehmigung gestattet werden (Teilbaugenehmigung). §§ 71 und 72 gelten 
entsprechend. 
 
 

§ 75  
Vorbescheid, planungsrechtlicher Bescheid 

(1) Ist die Erteilung einer Baugenehmigung vorgeschrieben, ist vor Einreichung des 
Bauantrags auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn zu einzelnen in der 
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Baugenehmigung zu entscheidenden Fragen des Bauvorhabens ein Vorbescheid zu 
erteilen. Der Vorbescheid gilt zwei Jahre. Die Frist kann auf Antrag zweimal jeweils bis zu 
einem Jahr verlängert werden. § 58 Absatz 2, §§ 68, 69 Absatz 1 bis 3 und § 73 Absatz 2 
Satz 2 gelten entsprechend.  
 
(2) Für ein Bauvorhaben, welches dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach 
§ 63 unterfällt, ist auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn ein planungsrechtlicher 
Bescheid zu erteilen. Das Vorhaben wird in die Genehmigungsfreistellung nach § 62 
übergeleitet, wenn durch diesen Bescheid insgesamt die planungsrechtliche Zulässigkeit 
des Vorhabens festgestellt worden ist. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt sinngemäß. 
 
 

§ 79 
Einstellung von Arbeiten 

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet, 
geändert oder beseitigt, kann die Bauaufsichtsbehörde die Einstellung der Arbeiten 
anordnen. Dies gilt auch dann, wenn 
 
1. die Ausführung eines Vorhabens entgegen den Vorschriften des § 72 Absatz 1 und 2 
begonnen wurde, 
 
2. bei der Ausführung 
 
a) eines genehmigungsbedürftigen Bauvorhabens von den genehmigten Bauvorlagen, 
 
b) eines genehmigungsfreigestellten Bauvorhabens von den eingereichten Unterlagen 
 
abgewichen wird, 
 
3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
keine CE-Kennzeichnung oder entgegen § 21 kein Ü-Zeichen tragen, 
 
4. Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung oder dem 
Ü-Zeichen (§ 21 Absatz 3) gekennzeichnet sind. 
 
(2) Werden unzulässige Arbeiten trotz einer verfügten Einstellung fortgesetzt, kann die 
Bauaufsichtsbehörde die Baustelle versiegeln oder die an der Baustelle vorhandenen 
Bauprodukte, Geräte, Maschinen und Bauhilfsmittel in amtlichen Gewahrsam bringen. 
 
 

§ 80 
Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung 
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Werden Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet oder 
geändert, kann die Bauaufsichtsbehörde die teilweise oder vollständige Beseitigung der 
Anlagen anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmäßige Zustände hergestellt 
werden können. Werden Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
genutzt, kann diese Nutzung untersagt werden. 
 
 

§ 86 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 

(1) Zur Verwirklichung der in § 3 Satz 1, § 16a Absatz 1 und § 16b Absatz 1 bezeichneten 
Anforderungen wird die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über 
 
1. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der §§ 4 bis 48, 
 
2. Anforderungen an Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärmeerzeugung, 
Brennstoffversorgung, 
 
3. Anforderungen an Garagen und Stellplätze, und Abstellplätze für Fahrräder 
4. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonderen Art oder 
Nutzung von Anlagen oder Räumen für Errichtung, Änderung, Unterhaltung, Betrieb und 
Benutzung ergeben (§§ 50 und 51), sowie über die Anwendung solcher Anforderungen 
auf bestehende bauliche Anlagen dieser Art, 
 
5. Erst-, Wiederholungs- und Nachprüfung von Anlagen, die zur Verhütung erheblicher 
Gefahren oder Nachteile ständig ordnungsgemäß unterhalten werden müssen, und die 
Erstreckung dieser Nachprüfungspflicht auf bestehende Anlagen, 
 
6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb technisch schwieriger baulicher 
Anlagen und Einrichtungen wie Bühnenbetriebe und technisch schwierige Fliegende 
Bauten einschließlich des Nachweises der Befähigung dieser Personen. 
 
(2) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über 
 
1. Prüfingenieurinnen oder Prüfingenieure und Prüfämter, denen bauaufsichtliche 
Prüfaufgaben einschließlich der Bauüberwachung und der Bauzustandsbesichtigung nach 
Bauanzeige übertragen werden, sowie 
 
2. Prüfsachverständige, Sachverständige, sachverständige Personen oder Stellen, die im 
Auftrag der Bauherrin oder des Bauherrn oder der oder des sonstigen nach 
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Bauordnungsrecht Verantwortlichen die Einhaltung bauordnungsrechtlicher 
Anforderungen prüfen und bescheinigen. 
Die Rechtsverordnung nach Satz 1 regelt, soweit erforderlich, 
 
1. die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen Prüfingenieurinnen oder 
Prüfingenieure, Prüfämter, Prüfsachverständige, Sachverständige und sachverständige 
Personen oder Stellen tätig werden, 
 
2. die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerkennungsverfahren, 
 
3. Erlöschen, Rücknahme und Widerruf der Anerkennung einschließlich der Festlegung 
einer Altersgrenze, 
 
4. die Aufgabenerledigung, 
 
5. die Vergütung einschließlich des Erlasses von Gebührenbescheiden durch die 
Prüfingenieurinnen oder Prüfingenieure selbst, 
 
6. die Einrichtung einer Stelle zur gemeinsamen und einheitlichen Bewertung, Berechnung 
und Erhebung der Kosten der Prüfingenieurinnen und Prüfingenieure und die Aufsicht über 
diese Stelle, 
 
7. die Übertragung der Aufgaben einer Widerspruchsbehörde für Entscheidungen über 
Widersprüche gegen Gebührenbescheide der Prüfingenieurinnen und Prüfingenieure auf 
einen zu bildenden Widerspruchsausschuss bei der nach Nummer 6 eingerichteten Stelle. 
Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung kann durch Rechtsverordnung ferner 
1. den Leiterinnen oder den Leitern und den stellvertretenden Leiterinnen oder den 
stellvertretenden Leitern von Prüfämtern sowie den Leiterinnen oder den Leitern und den 
stellvertretenden Leiterinnen oder den stellvertretenden Leitern von 
Brandschutzdienststellen die Stellung einer oder eines Prüfsachverständigen nach Satz 1 
Nummer 2 zuweisen, 
 
2. soweit für bestimmte Fachbereiche und Fachrichtungen Prüfsachverständige nach 
Satz 1 Nummer 2 noch nicht in ausreichendem Umfang anerkannt sind, anordnen, dass 
die von solchen Prüfsachverständigen zu prüfenden und zu bescheinigenden 
bauordnungsrechtlichen Anforderungen bauaufsichtlich geprüft werden können, 
 
3. soweit Tragwerksplanerinnen oder Tragwerksplaner nach § 66 Absatz 2 Satz 1 noch 
nicht in ausreichendem Umfang eingetragen sind, anordnen, dass die 
Standsicherheitsnachweise bauaufsichtlich geprüft werden und die Bauausführung 
bauaufsichtlich überwacht wird. 
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(3) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über 
 
1. Form, Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Unterlagen einschließlich der 
Vorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen nach § 61 
Absatz 3 Satz 2 und bei der Genehmigungsfreistellung nach § 62, 
 
2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Bestätigungen 
einschließlich deren Formerfordernissen, auch bei verfahrensfreien Bauvorhaben, 
 
3. das Verfahren im Einzelnen, insbesondere über die Vorprüfung von Anträgen, 
Beteiligungsverfahren und Fristen, 
 
4. die Beratungsgebühr nach § 58 Absatz 1 Satz 3 und Gebührenfreiheit bei Beratungen 
mit geringem Verwaltungsaufwand, 
 
5. die Verlängerung von in § 62 Absatz 3 Satz 2, § 69 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2, 4 
und 5, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 2 genannten Fristen im Falle von 
Arbeitseinschränkungen bei den Behörden oder sonstigen Stellen durch eine Epidemie 
oder Pandemie. 
 
Sie kann dabei für verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche Anforderungen 
und Verfahren festlegen. 
 
(4) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung 
 
1. die Zuständigkeit für die vorhabenbezogene Bauartgenehmigung nach § 16a Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 und den Verzicht darauf im Einzelfall nach § 16a Absatz 4 sowie die 
Zustimmung und den Verzicht auf Zustimmung im Einzelfall (§ 20) ganz oder teilweise auf 
andere Stellen zu übertragen, 
 
2. die Zuständigkeit für die Anerkennung von Prüf-, Zertifizierungs- und 
Überwachungsstellen (§ 24) auf andere Stellen zu übertragen; die Zuständigkeit kann 
auch auf eine Behörde eines anderen Landes übertragen werden, die der Aufsicht einer 
obersten Bauaufsichtsbehörde untersteht oder an deren Willensbildung die oberste 
Bauaufsichtsbehörde mitwirkt, 
 
3. das Ü-Zeichen festzulegen und zu diesem Zeichen zusätzliche Angaben zu verlangen, 
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4. das Anerkennungsverfahren nach § 24, die Voraussetzungen für die Anerkennung, ihre 
Rücknahme, ihren Widerruf und ihr Erlöschen zu regeln, insbesondere auch Altersgrenzen 
festzulegen, sowie eine ausreichende Haftpflichtversicherung zu fordern. 
 
(4a) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung kann durch Rechtsverordnung 
vorschreiben, dass für bestimmte Bauprodukte und Bauarten, auch soweit sie 
Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich dieser 
Anforderungen § 16a Absatz 2 und die §§ 17 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar sind, 
wenn die anderen Rechtsvorschriften dies verlangen oder zulassen. 
 
(5) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, dass die Anforderungen der auf Grund des § 34 des 
Produktsicherheitsgesetzes vom 8. November 2011 (BGBl. I S. 2178, 2179; 2012 I 
S. 131), das durch Artikel 435 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und des § 49 Abs. 4 des 
Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend für Anlagen 
gelten, die weder gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in deren 
Gefahrenbereich auch keine Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer beschäftigt werden. 
Sie kann auch die Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen für anwendbar erklären 
oder selbst das Verfahren bestimmen sowie Zuständigkeiten und Gebühren regeln. Dabei 
kann sie auch vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaubnisse die Baugenehmigung 
oder die Zustimmung nach § 77 einschließlich der zugehörigen Abweichungen 
einschließen und dass § 35 Absatz 2 des Produktsicherheitsgesetzes insoweit Anwendung 
findet. 
 
(6) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der für das Verkehrswesen und der für 
Umweltschutz zuständigen Senatsverwaltung Bereiche festzulegen, in denen aus Gründen 
der vorherrschenden Nutzung, des Umweltschutzes, der straßenverkehrlichen Belange 
oder der Erschließungsqualität durch den öffentlichen Personennahverkehr die 
Herstellung von Stellplätzen eingeschränkt oder ausgeschlossen wird. Bei Vorhaben, die 
wegen der Nutzungsart oder des Nutzungsumfangs das Vorhandensein von Stellplätzen in 
besonderem Maße erfordern, können abweichende Regelungen vorgesehen werden. Die 
Rechtsverordnungen werden im Benehmen mit den davon berührten Bezirksverwaltungen 
erlassen. 
 
(7) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über die Erhebung und Höhe der 
Widerspruchsgebühr im Falle von Drittwidersprüchen. 
 
(8) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, dass für Fliegende Bauten die Aufgaben der 
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Bauaufsichtsbehörde nach § 76 Absatz 1 bis 9 ganz oder teilweise auf andere Stellen 
übertragen werden können und diese Stellen für ihre Tätigkeit Gebühren erheben können. 
 
(9) Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung erlässt die zur Ausführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften. 
 

§ 88 
Zuständigkeit für den Erlass des Widerspruchsbescheides 

Die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung entscheidet über den Widerspruch 
gegen einen Verwaltungsakt einer Bezirksverwaltung und damit verbundene Maßnahmen 
der Verwaltungsvollstreckung, wenn der Verwaltungsakt im bauaufsichtlichen Verfahren 
ergangen ist 
 
1. im Geltungsbereich von Bebauungsplänen von außergewöhnlicher stadtpolitischer 
Bedeutung, von Bebauungsplänen der Hauptstadtplanung, von Bebauungsplänen, bei 
denen die für das Bauwesen zuständige Senatsverwaltung das Verfahren wegen 
dringender Gesamtinteressen Berlins an sich gezogen hat, sowie von entsprechenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplänen, 
 
2. zu Vorhaben mit einer Geschossfläche von mehr als 1 500 m², 
 
3. zur Festsetzung von besonderen Anforderungen zur Gefahrenabwehr, die auf § 51 oder 
auf zu diesem Zweck erlassene Rechtsverordnungen gestützt sind. 
 
 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 
738), zuletzt geändert durch Artikel 34 Absatz 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 411)  
 

§ 187  
Fristbeginn 

(1) Ist für den Anfang einer Frist ein Ereignis oder ein in den Lauf eines Tages fallender 
Zeitpunkt maßgebend, so wird bei der Berechnung der Frist der Tag nicht mitgerechnet, 
in welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt. 
 
(2) Ist der Beginn eines Tages der für den Anfang einer Frist maßgebende Zeitpunkt, so 
wird dieser Tag bei der Berechnung der Frist mitgerechnet. Das Gleiche gilt von dem 
Tage der Geburt bei der Berechnung des Lebensalters. 
 

§ 193  
Sonn- und Feiertag; Sonnabend 
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Ist an einem bestimmten Tage oder innerhalb einer Frist eine Willenserklärung abzugeben 
oder eine Leistung zu bewirken und fällt der bestimmte Tag oder der letzte Tag der Frist 
auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsort staatlich anerkannten 
allgemeinen Feiertag oder einen Sonnabend, so tritt an die Stelle eines solchen Tages 
der nächste Werktag. 
 
 
 
 
 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2022 (BGBl.I S. 2478)  
 
 

Art. 19 
(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und nicht nur für den 
Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels 
nennen. 
 
(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden. 
 
(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie ihrem 
Wesen nach auf diese anwendbar sind. 
 
 (4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der 
Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist der ordentliche 
Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 
 
 
 
 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt 
geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409)  
 
 

§ 69 
Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des Widerspruchs. 
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§ 70 

(1) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem 
Beschwerten bekanntgegeben worden ist, schriftlich, in elektronischer Form nach § 3a 
Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend nach § 3a Absatz 3 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Absatz 5 des 
Onlinezugangsgesetzes oder zur Niederschrift bei der Behörde zu erheben, die den 
Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird auch durch Einlegung bei der Behörde, die 
den Widerspruchsbescheid zu erlassen hat, gewahrt. 
 
(2) §§ 58 und 60 Abs. 1 bis 4 gelten entsprechend. 
 
 

§ 72 
Hält die Behörde den Widerspruch für begründet, so hilft sie ihm ab und entscheidet über 
die Kosten. 
 
 

§ 74 
(1) Die Anfechtungsklage muß innerhalb eines Monats nach Zustellung des 
Widerspruchsbescheids erhoben werden. Ist nach § 68 ein Widerspruchsbescheid nicht 
erforderlich, so muß die Klage innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Verwaltungsakts erhoben werden. 
 
(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf 
Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt worden ist. 
 
 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 344) 
 
 
 

§ 9  
Begriff des Verwaltungsverfahrens 

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist die nach außen wirkende 
Tätigkeit der Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und 
den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen 
Vertrags gerichtet ist; es schließt den Erlass des Verwaltungsaktes oder den Abschluss 
des öffentlich-rechtlichen Vertrags ein. 
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§ 31  
Fristen und Termine 

(1) Für die Berechnung von Fristen und für die Bestimmung von Terminen gelten die §§ 
187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht durch die Absätze 
2 bis 5 etwas anderes bestimmt ist. 
 
(2) Der Lauf einer Frist, die von einer Behörde gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, der auf 
die Bekanntgabe der Frist folgt, außer wenn dem Betroffenen etwas anderes mitgeteilt 
wird. 
 
(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen 
Sonnabend, so endet die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Dies gilt 
nicht, wenn dem Betroffenen unter Hinweis auf diese Vorschrift ein bestimmter Tag als 
Ende der Frist mitgeteilt worden ist. 
 
(4) Hat eine Behörde Leistungen nur für einen bestimmten Zeitraum zu erbringen, so endet 
dieser Zeitraum auch dann mit dem Ablauf seines letzten Tages, wenn dieser auf einen 
Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend fällt. 
 
(5) Der von einer Behörde gesetzte Termin ist auch dann einzuhalten, wenn er auf einen 
Sonntag, gesetzlichen Feiertag oder Sonnabend fällt. 
 
(6) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden Sonntage, gesetzliche Feiertage oder 
Sonnabende mitgerechnet. 
  
(7) Fristen, die von einer Behörde gesetzt sind, können verlängert werden. Sind solche 
Fristen bereits abgelaufen, so können sie rückwirkend verlängert werden, insbesondere 
wenn es unbillig wäre, die durch den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen bestehen zu 
lassen. Die Behörde kann die Verlängerung der Frist nach § 36 mit einer 
Nebenbestimmung verbinden. 
 
 
 

Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung (VwVfG BE 2016) 
vom 21. April 2016, zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
27.09.2021 (GVBl. S. 1117) 
 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 
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(1) Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden Berlins gilt das 
Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 
(BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2015 (BGBl. 
I S. 2010) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, soweit nicht in den §§ 2 
bis 6 dieses Gesetzes etwas anderes bestimmt ist. 
 
(2) Das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten, die Bezirksämter und die 
landesunmittelbaren Träger der gesetzlichen Krankenversicherung und deren 
Landesverbände nehmen amtliche Beglaubigungen nach § 33 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 4, § 34 Absatz 1 und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie § 29 Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 4, § 30 Absatz 1 und 4 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch vor. 
 


	Abgeordnetenhaus von Berlin
	E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg


